Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin 25.03.2020

Vorlage zur Kenntnisnahme

fur die Sitzung der Bezirksverordnetenversammlung am 28.05.2020

1. Gegenstand der Vorlage: Auswertung der Beteiligung der Behdrden gemaf § 4 Abs. 2
BauGB des Bebauungsplanverfahrens 10-86 fiir das Gelande
zwischen Alt-Biesdorf, Alt-Kaulsdorf, Chemnitzer Stral3e,
Mosbacher Stral3e und Wuhle im Bezirk Marzahn-Hellersdorf,
Ortsteile Biesdorf und Kaulsdorf

2. Die BVV wird um Kenntnisnahme gebeten:

Das Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf hat in seiner Sitzung am 24.03.2020 beschlossen,
die BA-Vorlage Nr. 0924/V der BVV zur Kenntnisnahme vorzulegen.

Die Vorlage ist als Anlage beigefligt.

Dagmar Pohle
Bezirksbirgermeisterin und

Leiterin der Abt. Stadtentwicklung,
Gesundheit, Personal und Finanzen

Anlage



Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

17.03.2020

Abteilung Stadtentwicklung, Gesundheit, Personal und Finanzen 5242

Stadt Stapl 304

Vorlage fur das Bezirksamt
- zur Beschlussfassung -
Nr. 0924/V

A. Gegenstand der Vorlage:

B. Berichterstatter:

C.1 Beschlussentwurf:

C.2 Weiterleitung an die BVV
zugleich Veroffentlichung:

D. Begrindung:

E. Rechtsqgrundlage:

F. HaushaltsméaRige Auswirkungen:

G. Zielgruppenrelevante Auswirkungen:

Dagmar Pohle
Bezirksbirgermeisterin und

Leiterin der Abt. Stadtentwicklung,
Gesundheit, Personal und Finanzen

Anlagen

Auswertung der Beteiligung der Behdérden gemaf}
8 4 Abs. 2 BauGB des Bebauungsplanverfahrens
10-86 fir das Gelande zwischen Alt-Biesdorf, Alt-
Kaulsdorf, Chemnitzer StralRe, Mosbacher StralRe
und Wuhle im Bezirk Marzahn-Hellersdorf,
Ortsteile Biesdorf und Kaulsdorf

Bezirksbirgermeisterin Frau Pohle

Das Bezirksamt beschlief3t:

1. der Auswertung der Beteiligung der
Behdrden (Anlage 1) zuzustimmen.

2. Die Abteilung Stadtentwicklung,
Gesundheit, Personal und Finanzen wird
mit der Durchfiihrung der weiteren
Verfahrensschritte beauftragt.

Das Bezirksamt beschlief3t weiterhin, diese
Vorlage der BVV zur Kenntnisnahme vorzulegen
und umgehend zu veréffentlichen.

siehe Anlage 1

88 1 Abs. 7, 4 Abs. 2 BauGB

8 15, § 36 Abs. 2 Buchstabe b, f und Abs. 3
Bezirksverwaltungsgesetz (BezVG)

keine

keine



Anlage 1
zur BA-Vorlage
Nr. 0924/V

D. Begrundung:
Auswertung der Beteiligung der Behdrden und Tréager offentlicher Belange gemali

8 4 Abs. 2 BauGB

1. Wesentlicher Inhalt der Beteiliqung der Beteiligung der Behdrden und Trager
offentlicher Belange geméaR § 4 Abs. 2 BauGB

Die wesentliche Zielstellung des Bebauungsplanes 10-86 ,Chemnitzer Stral3e/Alt-
Kaulsdorf* besteht in der Sicherung von Wohnbauflachen innerhalb des
Plangebietes, die die rAumlichen Rahmenbedingungen, wie die Lage an der Wuhle
und der B 1/5, bertcksichtigen und gleichzeitig dem Belang des Eigentiimers nach
einer wirtschaftlichen Verwertbarkeit der Flachen entgegenkommen. Hierbei sind die
Moglichkeiten fur den weitestgehenden Erhalt bestehender gewerblicher Nutzungen
zu bertcksichtigen. Entlang der Wuhle sollen aul3erdem die im Bestand als
Kleingarten genutzten Flachen planungsrechtlich als private Dauerkleingarten
gesichert werden. Damit soll die Funktion der Ubergeordneten Grinverbindung
gemal FNP Berlin gestéarkt werden.

Mit dem Bebauungsplan 10-86 wird ein Beitrag zur Aktivierung von
Wohnungsbaupotenzialen geleistet. Auf Grund der Prioritat der Sicherung neuer
Wohnbaupotenzialflachen soll in Teilbereichen des Plangebiets von der vorhandenen
aufgelockerten Struktur und geringen baulichen Dichte des sudlich angrenzenden
Siedlungsbereichs abgewichen werden.

Auf der Grundlage des mit dem Bezirk abgestimmten stadtebaulichen Konzeptes des
Biros ,Christoph Kohl Architekten” sollen fiir das Plangebiet die Voraussetzungen fir
die Entwicklung einer Mischnutzung von Wohnen und Gewerbe entlang der B 1/5
und im Kreuzungsbereich Chemnitzer StralRe planungsrechtlich gesichert werden. Im
sudwestlich angrenzenden Bereich des Plangebiets sind entsprechend dem Konzept
Mehrgeschosswohnungsbauten sowie kleinteilige Bebauungen vorgesehen.
Entstehen soll eine multifunktionale Wohnsiedlung aus Geschosswohnungsbauten,
kleinteiliger Wohnbebauung und Geschosswohnungsbau mit Gewerbeunterlagerung
in rdumlicher Nahe zu attraktiven Landschaftsraumen. Der Bebauungsplan soll
hierzu die planungsrechtlichen Voraussetzungen schaffen.

AulRerdem besteht die Erforderlichkeit der planungsrechtlichen Sicherung
zusatzlicher offentlicher Verkehrsflachen im Bereich der Chemnitzer Stral3e als
Voraussetzung einer langfristig gesicherten ErschlieBung des Ortsteils Kaulsdorf
unter Bertcksichtigung der zu erwartenden Verdichtung entsprechend FNP Berlin.
Zudem soll die im FNP dargestellte (bergeordnete Grinverbindung
planungsrechtlich gesichert werden.



2. Durchfiihrung der Beteiligung der Beh6rden und der Trager 6ffentlicher Belange

An die Behotrden und Stellen, die Trager offentlicher Belange sind, erging mit
Schreiben vom 27.09.2019 die Bitte um Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung
der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemald § 4 Abs. 2 BauGB.
Resultierend aus dieser Information gingen Stellungnahmen ein.

3. Schwerpunkte der Beteiligung der Behdrden und der Tréger 6ffentlicher Belange

3.1 Soziale Infrastruktur

Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Wohnen, Wohnungsbauleitstelle

e In Ihrer Stellungnahme wurde auf die notwendige Ermittlung der Bedarfe an

Grundschul- und Kitaplatzen auf vorgegebenen Formblattern hingewiesen.

Nach Aussage der bezirklichen Fachamter ist zum gegenwartigen Planungsstand
unter Bertcksichtigung der fur die Ermittlung der Bedarfe an Grundschul- und
Kitaplatzen vorgegebenen Formblatter sowohl die Grundschulversorgung als auch
die Versorgung des Plangebietes mit Kitaplatzen Uber bereits vorhandene
Infrastruktureinrichtungen nicht méglich.
Das bestehende Defizit erfordert den Nachweis zur Deckung des notwendigen
Bedarfes. Dies betrifft sowohl den Bedarf nach geltendem Planungsrecht als auch
den planbedingten Mehrbedarf.
Im weiteren Verfahren sind die Bedarfe nach den Grundsatzen des Berliner Modells
der kooperativen Baulandentwicklung zu ermitteln. Unter Berucksichtigung der
Angemessenheit wird eine Bedarfsdeckung fiir den planbedingten Mehrbedarf durch
Verpflichtung des Projekttragers/investors im Rahmen des stadtebaulichen Vertrages
gewahrleistet.

Senatsverwaltung far Bildung, Jugend und Familie, ID
e Es wurden grundsatzlich Bedenken gegen die Planungen geaulert, solange
eine bedarfsgerechte-zeitlich und quantitativ-Versorgungsmoglichkeit mit
Schulplatzen in der entsprechenden Grundschulplanungsregion nicht
gesichert werden kann. Bei einer Arrondierung der beiden defizitaren
Grundschulplanungsregionen sollte gewahrleistet sein, dass die in der
Achard-Grundschule vorgesehene Errichtung eines MEB mit anschlie3ender
Bestandserweiterung einschlief3lich gedeckter und ungedeckter Sportanlagen
eine  zeitgerechte Deckung dieses Vorhabens sowie die unter
Berlcksichtigung der aus den umliegenden zusatzlich nachfrageerh6henden
MalRnahmen resultierenden Bedarfe zulasst und der Schulbetrieb ohne die
derzeit organisierte UberbriickungsmaRnahme durch Schulbusverkehr
gesichert werden kann.
Die langfristige Versorgung des Planungsgebietes mit Grundschulplatzen sowohl der
Bedarf nach 8§ 34 BauGB als auch der planbedingte Mehrbedarf soll durch
kapazitatserweiternde Mallnahmen (1,5 Zige) am Standort Achard-Grundschule bei
Anderung des Einschulungsbereiches/Grundschulplanungsregion gewéhrleistet
werden. In diesem Zusammenhang ist parallel eine Kapazitatsprifung der in den
angrenzenden Bezirksregionen vorhandenen Schulstandorte erforderlich.
Die finanzielle Beteiligung durch den Vorhabentrager in Hohe der Folgebedarfe ist
abschlieBend im Rahmen der Erarbeitung des stadtebaulichen Vertrages zu klaren.
Es ist geplant den vorgesehenen Mustervertrag zum Berliner Modell der
kooperativen Baulandentwicklung anzuwenden. Die darin vorgesehenen Fristen in



Abhangigkeit von der bezugsfertigen Herstellung von 50 % der im Vertragsgebiet
geplanten WE (funf Jahre) kommen zur Versorgung mit Grundschulplatzen zur
Anwendung.

Nach Aussage des Fachamtes wird die Fertigstellung der Erweiterungsmaflinahme
Achard-Grundschule nicht vor Juli 2025 in Aussicht gestellt.

Die langfristige Versorgungsmaoglichkeit mit Grundschulplatzen gilt nach nochmaliger
Prufung als gesichert. Dennoch kann zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht davon
ausgegangen werden, dass auf die Organisation von UberbriickungsmaRnahmen
(Schulbusverkehr) fur einen kurzfristigen Zeitraum verzichtet werden kann.

In Bezug auf die Versorgung des Plangebietes mit Kitaplatzen wurde vom Fachamt
darauf hingewiesen, dass sowohl in der Bezirksregion Kaulsdorf als auch in der
Bezirksregion Biesdorf die Planung zusatzlicher Standorte, die eine bedarfsgerechte
Versorgung gewahrleisten koénnen, vorgesehen ist. In Vorbereitung des
stadtebaulichen Vertrages ist im weiteren Verfahren zu priufen, welche Einrichtung
konkret als realisierbar zur Versorgung des Wohnungsbaustandortes heranzuziehen
ist.

3.2 Verkehrsuntersuchung

Senatsverwaltung fur Umwelt, Verkehr und Klimaschutz, IV B
e Es wurde auf widerspriichliche Aussagen zum Stellplatzschlissel in der

Verkehrsuntersuchung hingewiesen. Die angenommenen Angaben der
Verkehrsuntersuchung zum Modal Split beziehen sich auf die SRV 2008, da
fur die angegebene Befragung (SrvV2013) keine Angaben fir die einzelnen
Bezirke vorliegen. Die vorliegenden Werte fir die &ufRere Stadt sind
heranzuziehen und mit den Werten aus 2008 zu vergleichen.

Das Gutachten zur Verkehrsuntersuchung wurde hinsichtlich der aufgefihrten Werte

Uberprift. Es erfolgte die Gegenuberstellung der Berichte SrV 2008 fur den Bezirk

Marzahn-Hellersdorf und SrV 2013 fir die aul3ere Stadt. Die Ermittlungen zum

ruhenden Verkehr erfolgten unter Beachtung der Annahmen von Daten fur die

auRere Stadt (SrV 2013) und mit Hinblick auf die bestehende Qualitat der OPNV-

Anbindung.

Generell gibt es im Land Berlin bis auf Behindertenstellplatze keine Vorschriften fur
die Herstellung von PKW-Stellplatzen. Der Bebauungsplan setzt keinen
Stellplatzschlissel fest. Die geplanten Nutzungsmafle ermdglichen die Umsetzung
des stadtebaulichen Konzeptes einschliel3lich der Stellplatze unter Bertcksichtigung
der besonderen stadtebaulichen Lage.

Mit dem Bebauungsplan ist aus stadtebaulichen Grinden die Festsetzung von
Flachen zum Ausschluss von Stellplatzen innerhalb des Plangebietes zur
Gringliederung des Gebietes geplant.

Es erfolgte die Weiterleitung der Stellungnahme an den Vorhabentrager zur
erforderlichen Prifung der  Verkehrsuntersuchung und Ausraumung
widerspruchlicher Aussagen.

e Es wurde der Nachweis der Leistungsfahigkeit und verkehrssicheren Fihrung
am Knotenpunkt Chemnitzer Str./Am Niederfeld in der Verkehrsuntersuchung
gefordert.

Dem Belang wurde durch die Uberarbeitung der Verkehrsuntersuchung gefolgt.



Es erfolgen im weiteren Verfahren Erganzungen des Begrindungstextes
entsprechend der gutachterlichen Aussagen zum Knotenpunkt Chemnitzer
Stral’e/Am Niederfeld.

Als Voraussetzung fur das weitere Verfahren ist im Sinne einer gesicherten
ErschlieBung durch die zustandige Senatsverwaltung zu prufen, ob zur Sicherung
der Funktionsfahigkeit bereits die Planung einer LSA im Rahmen der Umsetzung der
Baumal3nahmen im Plangebiet vor Realisierung der Investitionsmalinahme der
gesamten Chemnitzer Stral3e erforderlich ist.

Die notwendigen Abstimmungen zur ErschlieBungsplanung sind mit Sen UVK, IV
und dem bezirklichen Fachamt (SGA) in Vorbereitung des ErschlieBungsvertrages zu
fuhren.

e Verkehrliche Bedenken gegen den Schleppkurvennachweis wurden geéuf3ert
und eine Nachbesserung in der Verkehrsuntersuchung gefordert.
Durch den Vorhabentrager wurde die Uberarbeitung des Schleppkurvennachweises
veranlasst. Der Schleppkurvennachweis in Abstimmung mit der zustandigen
Fachabteilung wurde erstellt.

3.3 offentliche Verkehrsflache/Larmschutz

Senatsverwaltung fur Umwelt, Verkehr und Klimaschutz, IC
e Es wurde fur die Sanierung der Chemnitzer Strafe und der StralRe Alt-
Kaulsdorf die Verwendung larmarmer Fahrbahnbelage empfohlen.
Entsprechend Aussage des Fachamtes wird im Rahmen der Investitionsmal3nahme
Chemnitzer Stral3e die Verwendung von larmmindernden Fahrbahnbelagen
angestrebt, sofern fachtechnische oder kostenmaflige Grinde nicht dagegenstehen.
Die Festsetzung dieser Malinahme ist nicht Gegenstand des Bebauungsplans.

e Es sollten Uberlegungen zur Bewaltigung der Larmeinwirkungen der StraRe
Alt-Kaulsdorf im Bereich WA 1 erkennbar sein. Empfohlen wurde die
Festsetzung als Mischgebiet ggf. in Verbindung mit einer zeilenartigen
Baustruktur bzw. Erganzung der Begriindung.

Dem Belang wird gefolgt.

Es erfolgte eine nochmalige Uberpriifung der Larmproblematik. Der Empfehlung der
Festsetzung der Flache WA 1 als MI soll jedoch aufgrund der bestehenden
Grundstickssituation nicht gefolgt werden. Sowohl die Grundstiicksgréf3e als auch
die ErschlieBungssituation lassen die Unterbringung von mischgebietstypischen
Strukturen nicht zu. Die geplanten Festsetzungen im Bebauungsplan fur die Flache
des allgemeinen Wohngebietes WA 1 erfolgen unter Berlcksichtigung des
Ubergeordneten Grinzuges entlang der Wuhle und sichern somit die bestehende
stadtebauliche Struktur.

Die bereits vorhandenen Gebaude im WALl verzeichnen entsprechend
gutachterlicher Aussagen bereits im heutigen Zustand Uberschreitungen der
Orientierungswerte am Tage und in der Nacht.

Die geplanten Festsetzungen Nr. 5 und Nr. 6 treffen Regelungen zum baulichen
Schallschutz. Damit wird sichergestellt, dass bei einer zukinftigen Bebauung
unzumutbare Beeintrachtigungen der Wohnnutzung ausgeschlossen werden kénnen.



e Es wurde angeregt die Musterfestsetzung zu baulich verbundenen
AulRenwohnbereichen zu prifen, da an der Chemnitzer Stral3e der
Mittelungspegel von 65 dB(A) Uberschritten wird.

Dem Belang wird im weiteren Verfahren gefolgt.

3.4 Regenwasserbewirtschaftungskonzept

Auf der Grundlage der Stellungnahmen im Rahmen der TOB gemaR § 4 Abs. (1)
BauGB wurde fiur die 6ffentlichen und privaten Flachen ein Konzept erstellt.

Offentlichen Flachen

Chemnitzer Stral3e

Fur den nordlichen Abschnitt der Chemnitzer StralBe kommt nach Aussage der
zustandigen Senatsverwaltung insbesondere auf Grund der verkehrlichen Belastung
und der zur Verfliigung stehenden Flachen keine Versickerung des Regenwassers
Uber die belebte Oberbodenzone in Frage. Fur die Chemnitzer Straf3e wird auf Grund
der Lage im Wasserschutzgebiet und bei einer zu erwartenden Verkehrsbelastung
grofer 15.000Kfz/d eine semi-dezentrale Behandlungsanlage (z.B.
Retentionsbodenfilter) erforderlich.

Aus entwésserungstechnischer Sicht sollte das vorrangige Ziel der komplette Ausbau
der Chemnitzer Strafle mit einer einzigen Behandlungsanlage im Bereich der
Dammbheide sein.

Mosbacher Stral3e

Fur die Versickerung des Niederschlagswassers der Mosbacher Stral3e ist bei einer
grundhaften Erneuerung im Seitenbereich ein stral3enbegleitender Streifen (ein- oder
beidseitig) fur die Anordnung von Versickerungsmulden von 3,50 m Breite
erforderlich.

Privaten Flachen

Gemall den Abstimmungen mit SenUVK, Il D, ist auf der Grundlage des
vorliegenden Entwasserungskonzeptes auch fir die privaten Grundsticksflachen der
Nachweis der Mdglichkeit der Beseitigung des Niederschlagswassers erbracht. Der
Bebauungsplan sichert mit der textlichen Festsetzung Nr. 19 eine Dachbegriinung.

In den privaten Verkehrsflachen werden unterirdische Staurdume angelegt. Um den
Stauraum in den privaten Verkehrsflachen zu verringern, wird der Abfluss aus den
Grundachaufbauten gedrosselt und damit das Retentionsvolumen in den
Wasserspeicherelementen ausgenutzt.

Die wasserwirtschaftlichen Rahmenbedingungen und die geltenden
Einleitbeschrankungen kbnnen eingehalten werden.

Im weiteren Verfahren sind die daflr erforderlichen Festsetzungen zu formulieren.
Um die Gestaltungsfreiheit des Eigentimers hinsichtlich der eventuellen Anwendung
von MalRnahmen mit gleicher Wirkung nicht auszuschliel3en, sollen die
Festsetzungen eine entsprechende Offnung beriicksichtigen.



Fazit

Es erfolgen die Konkretisierung des Planungsinhaltes und die Uberarbeitung des
Entwurfes des Bebauungsplanes sowie die Ergédnzung der Begrindung unter
Berucksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen.

e Es erfolgt die zusatzliche Aufnahme der textlichen Festsetzung zum
Larmschutz entlang der Chemnitzer Stral3e und der StraRe Alt-Kaulsdorf fur
mit Gebauden baulich verbundene AulRenwohnbereiche (z.B. Loggien,
Balkone, Terrassen) von Wohnungen, die nicht mit mindestens einem baulich
verbundenen AufRenwohnbereich zur larmabgewandten Seite ausgerichtet
sind. Diese AufRenbereiche sind nur als verglaste Vorbauten oder verglaste
Loggien zulassig.

e Es erfolgt die Aufnahme einer zusatzlichen Festsetzung zum Schutz vor
Verkehrslarm in Wohnungen mit nur einem Aufenthaltsraum, der zur StralRe
Alt-Kaulsdorf oder Chemnitzer Straf3e orientiert ist.

Nach nochmaliger Prifung der Umsetzbarkeit des Bebauungsplanes erfolgt dartber
hinaus im weiteren Verfahren die Anderung der geplanten Fiihrung des Geh- Fahr-
und Leitungsrechtes zugunsten der Benutzerinnen und Benutzer, Besucherinnen und
Besucher und Unternehmenstrager der Flache WAL. Ziel ist die Umsetzung dieses
Planungszieles an die Umsetzung der Zielstellung der Entwicklung des Plangebietes
als Wohnungsbaustandort durch den Vorhabentrager KW Development GmbH zu
binden. Damit werden keine zuséatzlichen vertraglichen Regelungen mit weiteren
Grundstiickseigentimern erforderlich. Die Aufnahme von Malinahmen zur
Herstellung der ErschlieBungsflachen in den ErschlieBungsvertrag mit dem
Vorhabentrager ist im weiteren Verfahren zu prifen.

Die Erforderlichkeit der planungsrechtlichen Sicherung von Leitungsrechten wird im
weiteren Verfahren unter Berlcksichtigung privater Belange der Eigentimer
nochmals geprdift.

Als nachster Planungsschritt des Bebauungsplanverfahrens erfolgt die Vorbereitung
der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 (2) BauGB.



Lfd. Nr.

Behdrde

Anregung

Abwagung

Landesdenkmalamt

Der Bebauungsplan betrifft Belange von
Denkmalschutz und Denkmalpflege. Die von der
Planung betroffenen Denkmale und
Denkmalbereiche sind korrekt in der Begriindung
benannt.

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Zur Wahrung des kleinteiligen Charakters von

Gesamtanlage und Ensemble wird wie bereits gem.

Stellungnahme TOB § 4 (1) BauGB empfohlen im
MI entlang der StralRe Alt-Biesdorf die Hohe statt
auf 57,0 m 0. NHN auf 52,0 m 0. NHN zu
begrenzen (entspricht 4 Vollgeschossen Wohnen
oder 3 Vollgeschossen Gewerbe).

Dem Belang wird nicht gefolgt.

MalRgeblich fir die Errichtung von Neubauten war
gem. Aussage der unteren Denkmalbehdérde fur die
maximale Traufh6éhe die Gebaudehdhe von Alt-
Kaulsdorf 14 unter Beriicksichtigung der
trennenden Wirkung der B 1/5. Unter
Bericksichtigung des o6ffentlichen Belangs der
Schaffung von dringend bendétigtem Wohnraum und
des privaten Belangs einer wirtschaftlichen
Umsetzung des Vorhabens wird auch nach
nochmaliger Prifung eine Reduzierung der
zuldssigen Gebaudehéhe nicht vorgenommen. Da
die im Bebauungsplan festzusetzende Héhe von
57,0 m U. NHN ca. der Firsththe von Alt-Kaulsdorf
14 entspricht, besteht nicht das stéadtebauliche
Erfordernis der Reduzierung des festzusetzenden
Nutzungsmalles.

Gemeinsame Landesplanung

Die Planungsabsicht ist an die Ziele der
Raumordnung angepasst. Nach Festlegungskarte
des LEP HR liegt das Plangebiet im
Gestaltungsraum Siedlung. Die beabsichtigten
Festsetzungen sind grundsétzlich zulassig.

Als rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der
Planungsabsicht wurden genannt:

LEPro 2007, LEP HR und FNP

Das Ziel Z 1.2 FNP Berlin (Erhalt und Ausbau der
Netzstruktur und der Flachen von Autobahnen und
Ubergeordneten Hauptverkehrsstralien gemaf
Signatur im FNP), hier konkret fur die B1/5, ist bei

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Bebauungsplan beriicksichtigt das.




der weiteren Planung zu beachten.

IT-Dienstleistungszentrum Berlin
ITDZ

Es wurden keine Bedenken gedul3ert.

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Berliner Feuerwehr

Im Plangebiet sind keine Léschwasserbrunnen bzw.
Zisternen vorhanden. Bedenken gegen die
Planungsabsicht wurden nicht geaul3ert.
Brandschutztechnische Hinweise:

Die Bestimmung des Léschwasser-Bedarfes des
geplanten Wohngebietes erfolgt im Rahmen der
Prufung des Brandschutznachweises durch den
Prufingenieur fir Brandschutz. Die Feuerwehr wird
im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens
aufgrund zu erwartender Gebaudeklassen im
Rahmen des § 2(3) Pkt.4-5 und (4) BauO Bin
Stellung nehmen. Fir die Grundstiicke ist die
Léschwasserversorgung fir den Grundschutz nach
den DVGW-Arbeitsblattern W 405, W 331 und W
400/1 zu gewéhrleisten.

Fir StraRen und Zufahrten an bzw. zu den
geplanten Grundstiicken ist die Musterrichtlinie
.Flachen fur die Feuerwehr* zu beachten.
Erforderliche Zufahrten und die
Loschwasserversorgung zu den bestehenden
Gebauden missen auch wahrend der Bauphase
gesichert bleiben. (Merkblatter ,Feuerwehr auf
Grundstiicken* und ,Brandschutz auf Baustellen*)
Befindet sich die Bebauung mehr als 50m von einer
offentlichen StralRe entfernt, ist eine
Feuerwehrzufahrt zu errichten.

Bei der Erstellung des Brandschutznachweises sind
gem. § 19 der Begriindung zur Bautechnischen
Prufungsverordnung (BauPrifV) die Anforderungen
Zu beachten.

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Es erfolgt die Ergdnzung der Begriindung
(Kap.l.2.6) um die Hinweise.

Landesamt fir Arbeitsschutz,
Gesundheitsschutz und technische
Sicherheit Berlin (LAGetSi)

Es wurden keine Einwande geaul3ert. Es sind aus
dem Zustandigkeitsbereich keine
immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungsverfahren bekannt, die von dem B-

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.




Planverfahren betroffen waren.

6 Vattenfall Europe Business Services Im Gebiet befinden sich Mittel- und Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
GmbH Niederspannungsanlagen sowie die Netzstation Die Festsetzungen des Bebauungsplans stehen
53277 der Stromnetz Berlin GmbH. Fir diese ist ein | dem nicht entgegen. Die Flache auf der sich die
Leitungsrecht gem. § 9 Abs.1 Nr.21 BauGB zu Netzstation befindet, wird im Bebauungsplan als
sichern. Aufgrund der geplanten offentliche Verkehrsflache festgesetzt. Fur die
StralRenerweiterungsmaf3inahmen ist ein Umsetzung des B-Plans ist der Erwerb der Flache
Ersatzstandort fur diese Netzstation sowie (Flst.416) durch das Land Berlin von den BWB
Sicherung (Dienstbarkeit) zwingend notwendig. erforderlich. Damit wéren die Voraussetzungen fir
Fur die geplante Bebauung sind die Umverlegung der Netzstation nach
Kabelumlegungsarbeiten notwendig. Rucksprache mit dem Leitungstrager gegeben. Die
planungsrechtliche Sicherung von gesonderten
Rechten im Bebauungsplan ist nicht erforderlich.
6.1 Vattenfall Warme Berlin AG Es wurde mitgeteilt, dass im ortlichen Bereich kein Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Anlagenbestand der Vattenfall Warme Berlin AG
vorhanden ist.
7 BVG Gegen die Weiterfiihrung der Planung bestehen Dem Belang wird gefolgt.
keine Bedenken. Es erfolgt die Ergdnzung der Begrindung.
Es wurde empfohlen die Bewertung des OPNV-
Angebotes auf der Grundlage der geltenden
Gesetze und Fachplane (Berliner Mobilitatsgesetz,
StEP Verkehr, NVP-Berlin) vorzunehmen.
8 Berliner Wasserbetriebe (BWB) Die Stellungnahme gem. § 4 (1) BauGB vom Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

13.12.2018 hat weiterhin Bestand, die Hinweise zur
Regenentwésserung sind zu ersetzen.

Im Bebauungsplangebiet befinden sich
Trinkwasser- und Entwasserungsanlagen der BWB,
die im Rahmen ihrer Leistungsfahigkeit zur
Verfuigung stehen. Derzeitig sind keine
Baumaflnahmen der BWB vorgesehen.

Im Geltungsbereich befindet sich ein
Betriebsgrundstuick der BWB (Flurstiicke 416, 418
und 420).

Es erfolgt die Anderung der Begriindung gem. Pkt.
8.6.

Im Bebauungsplan sollen die Flachen des
Betriebsgrundstiicks als ¢ffentliche Verkehrsflache
festgesetzt werden. Nach Ricksprache mit den
BWB bestehen gegen dieses Planungsziel keine
Bedenken. Im Rahmen der haushaltmafigen
Auswirkungen des Bebauungsplanes ist der Erwerb
dieser Flachen durch das Land Berlin als
Voraussetzung fir die Sicherung der Flachen als
offentliche Verkehrsflache zu bertcksichtigen.




8.1 In der StraBe Alt-Biesdorf/Alt-Kaulsdorf liegen Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
diverse Abwasserdruckrohrleitungen. Die Es erfolgte dazu ein Hinweis in der Begriindung
Abwasserdruckrohrleitung DN 1000 ist in Betrieb (Kap.l.2.6) zur TOB § 4 (2) BauGB und die
und zu erhalten. Die totgelegten/verdammten Weiterleitung der Information an den Bautréger.
Abwasserdruckrohrleitungen kénnen im Bedarfsfall
ausgebaut werden.

8.2 Die auRRere ErschlielBung des Standortes bzgl. Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Trinkwasserversorgung ist gesichert.
Den Geltungsbereich quert die Druckzonengrenze
zwischen Hochstadt Ost und Tiefstadt. Bei der Es erfolgte dazu ein Hinweis in der Begrindung
Trinkwasserversorgung fir die einzelnen Wohn- (Kap.l.2.6) zur TOB § 4 (2) BauGB und die
und Mischgebiete ist darauf zu achten, dass ein Weiterleitung der Information an den Bautrager.
Grundstiick nur aus einer Druckzone mit Der Hinweis wurde durch die Festsetzungen des B-
Trinkwasser versorgt werden darf. Planes zum Verfahrensstand TOB § 4(2) BauGB
Fur die Versorgung mit Trinkwasser gehen wir zum | bereits bertcksichtigt.
gegenwartigen Zeitpunkt davon aus, dass hier zu
Lasten des ErschlieBungstragers eine offentliche
Trinkwasserversorgungsleitung innerhalb des
Gebietes erforderlich wird, die dann die
Hausanschlussmdglichkeit fr
die einzelnen Eigentimer gewahrleistet. Da diese
sich im Bereich der geplanten Luftgeschosse
einordnen wird, wird hierfir eine Hohe von 5,50 m
gefordert.

8.3 Die innere ErschlieBung kann entsprechend den Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

jeweiligen Erfordernissen vorgenommen werden.
Sollten Hausanschlisse im hinteren Teil eines
Grundstiickes geplant werden, kénnen diese im
Privatgelande nur bei erfolgter Eintragung einer
leitungsrechtlichen Sicherung unserer
Trinkwasseranlagen versorgt werden. Eine innere
ErschlieBung erfolgt bedarfsgerecht nach Menge
und Lage der Hausanschlisse und nach Vorlage
konkreter Bedarfswerte (Hausanschlussantrage).
Die Dimensionierung der Versorgungsleitungen
erfolgt grundsatzlich nur entsprechend dem
Trinkwasserbedarf.
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8.4 Léschwasser kann nur im Rahmen der Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Leistungsfahigkeit des Es erfolgte dazu bereits ein Hinweis in der
Trinkwasserversorgungsnetzes bereitgestellt Begriindung zur Durchfiihrung der TOB gem. § 4
werden. (2) BauGB und die Weiterleitung der Information an

den Bautréger.

8.5 Die vorhandenen Schmutzwasserkanale in der Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Chemnitzer Stral3e und in der Mosbacher StralRe Die Begrindung wurde bereits zur Durchfiihrung
stehen im Rahmen ihrer Leistungsfahigkeit fur die der Beteiligung der TOB gem. § 4 (2) BauGB im
Ableitung des Schmutzwassers zur Verfligung. Eine | Punkt I. 2.6 Technische Infrastruktur erganzt.
Ableitung des Schmutzwassers der
Wohngebietsflache WA 1 ist nur tber die
vorhandene Schmutzentwésserung in der
Chemnitzer Strafl’e mdglich. Gegebenenfalls wird
der Neubau eines privaten Grundleitungssystems
erforderlich.

Der Schmutzwasserkanal DN 350, welcher das

Gebiet im Norden tangiert, besitzt keine Vorflut, da

das ehemalige Pumpwerk nicht mehr existiert.

Im Flurstlick 44 (6ffentlich gewidmetes Der Belang wird beriicksichtigt.

StralRenland) Gemal Stellungnahme des bezirklichen SGA ist die

liegt ein Schmutzwasserkanal DN 200. In der langfristige Sicherung des Flurstlicks 44 zur

Entwurfszeichnung ist das Flurstiick nicht als offentlichen ErschlieBung nicht erforderlich, sofern

StraBenverkehrsflache gekennzeichnet. Sollte hier | die ErschlieBung der Flurstiicke 402, 417 und 45

eine Entwidmung stattfinden, ist zwischen den BWB | gesichert ist. Gegen eine VeraulRerung des

und dem Grundstuckseigentimer eine Flurstiickes 44 an die Eigentimer der benannten

Vereinbarung zu treffen. Flachen bestehen keine Bedenken. Es ist jedoch
die grundbuchliche Sicherung von entsprechenden
Rechten der Leitungsverwaltungen erforderlich.
Eine offentlich-rechtliche Sicherung ist nicht
erforderlich, da der Kanal dann nur noch private
Flache entwéassert.

8.6 Bei Bauvorhaben ist das Regenwasser Der Belang wird beriicksichtigt.

vorzugsweise vor Ort zu bewirtschaften. Neben der
Versickerung von Regenwasser sollte auch dessen
Verdunstung geférdert werden.

Fur die Regenwasserbewirtschaftung im o. g.
Bebauungsplangebiet kommen dezentrale
MalRnahmen, wie z. B. Dach- und
Fassadenbegriinungen, Versickerungsmulden oder

Grundsatzlich geht der Bezirk in Ubereinstimmung
mit dem LaPro von einer dezentralen Versickerung
auf dem Grundstiick aus. Da auf Grund der
anstehenden Bdden und den geplanten
Nutzungsmalfen dies nicht vollumfanglich méglich
ist, sind entsprechend dem vorliegendem
Entwésserungskonzept weitere Malnahmen
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—rigolen und Regenwasserspeicher, in Betracht.
Durch diese MalBnahmen kénnen positive Effekte
fur das lokale Klima, die Biodiversitat und die
Freiraumqualitéat entstehen.

Bei der Versickerung von Niederschlagswasser
sind die Bedingungen vom Hinweisblatt 2 zur
Antragstellung ,Versickerung von
Niederschlagswasser" der Senatsverwaltung fur
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz (SenUVK) zu
bertcksichtigen. Insbesondere Anlage
3“Bedingungen fir die erlaubnispflichtige
Versickerung von Niederschlagswasser in Gebieten
der Trinkwasserschutzzonen Il (A,B).

Sollte eine vollstandige Bewirtschaftung des
Regenwassers im Plangebiet nicht umsetzbar sein,
ist eine Einleitung von Regenwasser in die
offentliche Regenwasserkanalisation im Rahmen
der von SenUVK festgelegten maximalen
Abflusspende mdglich.

Im Rahmen des B-Plans sollten ausreichend grof3e
Flachen fur die dezentrale RW Bewirtschaftung
verortet und festgesetzt werden unter Hinzuziehung
eines Fachplaners.

Chemnitzer Stral3e

Fur die Chemnitzer Straf3e wird auf Grund der Lage
im Wasserschutzgebiet und bei einer zu
erwartenden Verkehrsbelastung gré3er 15.000Kfz/d
eine semi-dezentrale Behandlungsanlage (z.B.
Retentionsbodenfilter) erforderlich werden.

Aus entwasserungstechnischer Sicht sollte das
vorrangige Ziel der komplette Ausbau der

erforderlich.

Gem.Pkt.17, Stellungnahme SenUVK, IID, ist auf
der Grundlage des vorliegenden
Entwésserungskonzeptes der Nachweis der
Maoglichkeit der Beseitigung des
Niederschlagswassers erbracht. Der
Bebauungsplan sichert mit der textlichen
Festsetzung Nr. 19 eine Dachbegriinung.

Um den Stauraum in den Verkehrsflachen zu
verringern, wird der Abfluss aus den
Grindachaufbauten gedrosselt und damit das
Retentionsvolumen in den
Wasserspeicherelementen ausgenutzt. Im weiteren
Verfahren ist eine entsprechende Festsetzung zur
Umsetzung der Staurdume in den Verkehrsflachen
zu formulieren. Die wasserwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen und die geltenden
Einleitbeschrankungen kdnnen eingehalten werden.
Das Gutachten zeigt, dass die hierfir notwendigen
Flachen grundsétzlich innerhalb des Plangebietes
zur Verfiigung stehen. Zur gesicherten
Regenwasserbewirtschaftung sind jedoch
Festsetzung von Flachen fur die Rickstauraum
bzw. zur Dachbegriinung erforderlich. Um die
Gestaltungsfreiheit des Bauherrn fiir die
Anwendung von MalRnahmen gleicher Wirkung zu
erhalten, soll die Festsetzung eine Offnungsklausel
enthalten.

Dem Belang wird gefolgt.

Nach Aussage des zusténdigen Fachamtes SGA ist
der komplette Ausbau der Chemnitzer Stral3e
vorgesehen. Dementsprechend wird in der Planung
die semi-dezentrale Behandlungsanlage zu
bertcksichtigen sein.
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Chemnitzer Stral3e mit einer einzigen
Behandlungsanlage im Bereich der Dammheide
sein. FUr den nordlichen Abschnitt der Chemnitzer
Stral3e wird bei Vorliegen dieser Bedingungen
keine Versickerung des RW uber die belebte
Oberbodenzone in Frage kommen, somit wéren die
geplanten offentlichen Verkehrsflachen
ausreichend.

Eine kleinteilige Lésung fur den nérdlichen
Abschnitt Chemnitzer StraRe mit einer
Behandlungsanlage vor der Wuhle in der
Mosbacher Stral3e kdme nur in Frage, wenn der
Rest der Chemnitzer Str. nicht ausgebaut wird.
Dann wird zur Festsetzung des B-Planes z. B. im
Bereich des Parkplatzes fir eine unterirdische
Anlage (ca.5x25m) die Ausweisung einer Flache
empfohlen, die Zugénglichkeit ist zu gewahrleisten.

Mosbacher StralRe

Fur die Versickerung des Niederschlagswassers
der Mosbacher Stral3e ist bei einer grundhaften
Erneuerung im Seitenbereich ein
straRenbegleitender Streifen (ein- oder beidseitig)
fur die Anordnung von Versickerungsmulden von
3,50m Breite erforderlich.

Dieser Belang wird in der weiteren Planung
bertcksichtigt.
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8.7

Das Gelande liegt in der Schutzzone Il A des
Wasserwerkes Kaulsdorf. Die Verbote der
Wasserschutzgebietsverordnung Wuhlheide /
Kaulsdorf vom 11. Oktober 1999, § 8 Schutz der
Zone lll A sowie das Merkblatt zum Verhalten in
Wasserschutzgebieten“ sind einzuhalten.

In der Begriindung zum Bebauungsplan unter
Punkt 11.2.1.6 wurden die Vorschriften aus der
Wasserschutzgebietsverordnung aufgefihrt.
Zusétzlich weisen wir darauf hin, dass unter § 8
Abs. 2 Wasserschutzgebietsverordnung Wuhlheide
/ Kaulsdorf der Betreiber der Abwasseranlagen
nach Errichtung, Erweiterung oder wesentlichen
Anderungen wiederkehrend alle 10 Jahre eine
Dichtheitsprufung durch Sachverstandige auf seine
Kosten durchfiihren lassen muss.

Weiterhin sind in Schutzzone Ill A zu beachten,
dass:

. der Umgang mit wassergefahrdenden
Stoffen sowie mit Stoffen, die wasser-gefahrdende
Stoffe enthalten (wie z. B. Heizol, Diesel, Benzin
usw.) verboten ist,

sofern nicht zusatzliche MaRRnahmen getroffen
werden,

. Stellflachen fur Kraftfahrzeuge
wasserundurchlassig hergestellt werden mussen,
. Bohrungen und sonstige Mal3hahmen zur
ErschlieBung von Grundwasser verboten sind,

. die Abgabe von Wéarme und
Kondenswasser in den Untergrund sowie die
Nutzung von Erdwérme verboten sind,

. MalRnahmen wie grof3ere
Bodenversiegelungen, die eine wesentliche
Behinderung der Grundwasserneubildung zur Folge
haben, verboten sind.

Die Senatsverwaltung fur Umwelt, Verkehr und
Klima Abt. Il D 1 (Wasserschutzgebiete) muss mit
einbezogen werden. Die Technischen Vorschriften
zum Schutz der Trinkwasser- und
Entwasserungsanlagen der BWB sind einzuhalten.

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Es erfolgte die Erganzung der Begriindung bereits
zur Durchfiihrung der Beteiligung der TOB gem. § 4
(2) BauGB.

Aufgrund des geringen Flurabstands zu den in
diesem Bereich maRgebenden HGW muss davon
ausgegangen werden, dass eine Versickerung des
auf den befestigten Flachen anfallenden
Niederschlagswassers nicht wasserbehdrdlich
erlaubnisfahig ist.

Ausgehend von der Grundwassersituation wird
daher eine fur die Niederschlagswasserentsorgung
mittelbare Ableitung Uber die bestehende
Regenwasserkanalisation der Berliner
Wasserbetriebe konzeptionell weiterverfolgt.

Die wasserwirtschaftlichen Rahmenbedingungen
und die geltenden Einleitbeschréankungen kénnen
eingehalten werden.

Das Gutachten zeigt, dass die hierfir notwendigen
Flachen grundsétzlich innerhalb des Plangebietes
zur Verfigung stehen. Zusatzlich sollen die
Festsetzung von Griindachern und die Festsetzung
von Stauraumen in den privaten Verkehrsflachen
erfolgen. ausgebildet werden.
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9 NBB Netzgesellschaft Berlin- | Die Versorgung des Plangebietes ist durch Nutzung Der Belang wird beriicksichtigt.
Brandenburg mbH & CoKG der o6ffentlichen ErschlieBungsflachen in Anlehnung

an die DIN 1998 herzustellen. Dartber hinaus Es erfolgte die Ergdnzung der Begriindung bereits
notwendige Flachen fir Versorgungsleitungen und zur Durchfiihrung der Beteiligung der TOB gem. § 4
Anlagen sind gem. 8 9 Abs. 1 BauGB im (2) BauGB
Bebauungsplan festzusetzen.
Bei Baumpflanzungen ist ohne
SicherungsmalRnahmen ein Abstand zu Leitungen
von mindestens 2,50 m von der Rohrauf3enkante und
Stromkabel zu den Stammachsen einzuhalten. Bei
Unterschreitung von 1,50 m, dem Mindestabstand,
sind nur flachwurzelnd Baume einzupflanzen unter
Einhaltung der vorgeschriebenen Anforderungen an
Pflanzgruben.
Im Geltungsbereich befinden sich Anlagen mit einem | Der Belang wird beriicksichtigt.
Betriebsdruck > 4bar. GemaR den Technischen Der Uberwiegende Bereich dieser Leitung befindet
Regeln des DVGW-Regelwerkes sind bei sich im Bereich Chemnitzer Stral3e innerhalb der
Bauarbeiten in der Nahe dieser Leitung die Flachen, die im B-Plan entsprechend bestehender
Bauausfiuihrenden vor Ort einzuweisen. Die Breite Nutzung als 6ffentliche Verkehrsflache festgesetzt
des Schutzstreifens betragt 2 m, in dem keine werden. Entlang der Stral3e B 1/5 verlauft diese
Gebéaude oder baulichen Anlagen errichtet, die Leitung auf Flachen privater Eigentiimer. Nach
Gelandehohe nicht verandert oder sonstige Rucksprache mit dem zustandigen
Einwirkungen vorgenommen werden durfen, die den | Unternehmenstrager (Abt. Leitungsrechtauskunft)
Bestand oder den Betrieb der Leitung sind Festsetzungen im Bebauungsplan 10-86 gem.
beeintrachtigen oder geféahrden. § 9 Abs. 1 BauGB aufgrund bestehender
Das Grundstiick muss zur Uberpriifung, grundbuchrechtlicher Sicherungen fir vorhandene
Unterhaltung, Instandsetzung oder Anderung der Leitungen nicht erforderlich.
Leitung jederzeit betreten werden kénnen.

10.1 Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung | Entwicklung aus dem FNP: Der Belang wird beriicksichtigt.

und Wohnen, 1B Es wurde um Ergénzung und Korrektur der Angaben | Die Begrindung wird ergénzt.

in der Begriindung bzgl. der beiderseits der Wuhle
dargestellten Gibergeordneten Griinzuges der Wuhle
in Nord-Sid-Richtung gebeten. (S.10, 4.Abs. und S.
68, letzter Absatz)

10.2 Auf die Aktualisierungen des beschlossenen StEP Der Belang wird beriicksichtigt.

Zentren 2030 am 12.03.2019 und des StEP Wohnen

Es erfolgt die Aktualisierung der Begriindung.
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2030 am 20.08.2019 wurde hingewiesen.

111

Senatsverwaltung fur Umwelt, Verkehr
und Klimaschutz, Abteilung V Tiefbau

Es wurden folgende Fachbereiche der Abteilung V
Tiefbau beteiligt:
VABL,VvVD21,V0OS1,VBC,VBB,VBA VBD,
VC,VCB,VCE,VCA,VCC,VCD,VCF
Stellungnahme SenUVK V B D:

Grundsatzlich wurden keine Einwande geé&ulert,
wenn folgende Punkte eingehalten werden:

. SenUVK Il B2 als Verfasser der VMP hat
keinen Einwand.

. SenUVK V B C —-Gewasserunterhaltung —
wird beteiligt.

. Ziele des B-Planes durfen kiinftigen
MaRnahmen zur Verbesserung der Gewasserstruktur
und der Abflussverhéltnisse in der Wuhle nicht
entgegenstehen.

Umweltprufung:

Bezogen auf das Schutzgut Wasser wird den im
Umweltbericht fur die Wuhle getroffenen
Einschatzungen gefolgt. Die Erhaltung eines
Gewasserrandstreifens ohne Bebauung als
Entwicklungs- und Pufferraum wird begru3t. Die
Minderung / Vermeidung diffuser Stoffeintrage aus
dem B-Plan Bereich in die Wuhle ist durch fur die
Planungsebene geeignete MaRnahmen zu férdern.
Soweit Einleitungsbauwerke vom B-Plan Bereich in
die Wuhle zur Entwasserung vorgesehen sind, sind
diese mit einer Folgeverpflichtung zu versehen. Der
Betreiber soll beim Wuhleausbau die Kosten des
eventuellen Einleitungsumbaus tibernehmen oder die
Einleitung auf seine Kosten umbauen und die
Einleitung damit den neuen Bedingungen anpassen.

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Beteiligung der Abteilung V B C erfolgte.

Von den Beteiligten wurden nur Hinweise der
Abteilungen V D und VBD erteilt:

Der Bebauungsplan steht den MalBnahmen zur
Verbesserung der Gewasserstruktur nicht
entgegen. Die Sicherung der Flachen der
kleingéartnerischen Nutzung entlang der Wuhle
erfolgt im Sinne der Starkung des tibergeordneten
Grunzuges und gewdhrleistet die Einhaltung eines
grof3en Abstandes der Wuhle zu neuen baulichen
Anlagen.
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11.2

SenUVK 'V D 21

Abt. V D 21(Objektmanagement Ingenieurbauwerke):
Den Forderungen aus der TOB § 4(1) BauGB wurde
in Planzeichnung und Begriindung gefolgt.
e Verbreiterung der 6ffentlichen Verkehrsflache an
der B1/5
e Ausschluss von Tiefgaragen und Tiefgeschossen
im WA1
Fir die Frankfurter und die Mosbacher Briicke ist
vom Vorhabentrager/Eigentiimer des WA2-Gebietes
eine bautechnische Beweissicherung durchzufuhren,
welche den Bauwerkszustand vor Baubeginn und
nach Abschluss der Baumalinahmen dokumentiert.
Es wurde darum gebeten, diese Forderung in den
stadtebaulichen Vertrag aufzunehmen. Die
Rahmenbedingungen fir die bautechnische
Beweissicherung sind mit Sen UVK, V D im Vorfeld
Zu vereinbaren, der Baubeginn innerhalb des WA2-
Gebietes darf nicht ohne deren schriftliche
Zustimmung erfolgen.
Bei Vorliegen der Planung fur Hochbauten und deren
Baubehelfe im WA1-Gebiet ist eine
Setzungsprognose eines Bausachverstandigen
fur die Frankfurter Briicke an Sen UVK, V D zu
Ubergeben zur Festlegung der notwendigen
geodatischen Beweissicherung. Es erfolgt die
Festlegung, ob die Vertraglichkeit der
prognostizierten Setzungen in statischer Hinsicht zu
Uberprufen ist.
Schaden am Briickenbauwerk, welche im Rahmen
des Baubetriebs entstehen wirden, kénnten anhand
der bautechnischen und der geodatischen
Beweissicherung dem Vorhabentrdger/Eigentiimer
als Verursacher zugeordnet werden.
Das Konzept fur die bautechnische und geodatische
Beweissicherung in Bezug auf Mal3nahmen im WA 1
Gebiet ist mit SenUVK V D zu vereinbaren. Der
Baubeginn darf nicht ohne deren schriftliche
Zustimmung erfolgen.

Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Es erfolgt die Information des
Vorhabentragers/Eigentiimers Uber die
erforderliche Nachweispflicht und eine Aufnahme
dieses Belangs in den stadtebaulichen Vertrag.
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12.1 Senatsverwaltung fur Umwelt, Verkehr | Zum Bebauungsplan wurden in verkehrsplanerischer | Der Belang wird bertcksichtigt.
und Klimaschutz, IV B und straBenverkehrsbehordlicher Sicht Bedenken Es erfolgt die Anderung der Begriindung

Hinweise gedaulRert: (Kap.l.2.5).
B-Plan Begrindung
Es ist im Pkt. VerkehrserschlieBung auf den 2,5km
entfernten Regionalbahnhof Mahlsdorf und die
Busanbindung zum U-Bahnhof Elsterwerdaer Platz
hinzuweisen. Anbindung des Flughafens ist
herauszunehmen, da dies nur mit Umsteigen méglich
ist.
Verkehrsuntersuchung Es erfolgt die Uberarbeitung und Richtigstellung der
Der auf S.13 angegebene Wert von 0,5 gutachterlichen Untersuchung zur
Besuchern/WE pro Tag ist ohne Quellenangabe nicht | VerkehrserschlieBung durch das Biro I.B.S.
nachvollziehbar und widerspricht der Angabe von 5% | Ingenieurburo fur Siedlungswasserwirtschaft und
der Einwohnerwege im bewohnerbezogenen StralRenbau (31.01.2020) unter Bertiicksichtigung
Besucherverkehr auf der folgenden Seite. Der des bewohnerbezogenen Besucherverkehrs von
zusétzlich durch Privat- und Geschéftsleute 15 % des Einwohnerverkehrs.
verursachte Verkehr betragt i.d.R. max. ca. 15% des
Einwohnerverkehrs (Heft 42, Bosserhoff 2000).

12.2 Die in der Verkehrsuntersuchung zitierte Dem Belang wird gefolgt.
Verkehrsbelastung aus der Verkehrsstarkenkarte Es erfolgt die Berticksichtigung der Verkehrsstarke
2014 bezieht sich auf die durchschnittliche werktagl. bei den gutachterlichen Ermittlungen zur
Verkehrsstarke (DTVw) und ist fir die Bemessung Larmauswirkung durch Verkehrsbelastung.
der maRgeblichen Schallpegel relevant.

12.3 Stellplatzschliissel Dem Belang wird gefolgt.

Aussagen zum Stellplatzschlissel in der
Verkehrsuntersuchung sind widerspruchlich (vgl. S.4
und 18) Die angenommenen Angaben der
Verkehrsuntersuchung zum Modal Split beziehen
sich auf die SRV 2008, da fir die angegebene
Befragung (Srv2013) keine Angaben fir die
einzelnen Bezirke vorliegen. Die vorliegenden Werte
fur die dul3ere Stadt sind heranzuziehen und mit den
Werten aus 2008 zu vergleichen.

In der B-Planbegrindung geht nicht hervor weshalb

Die erforderliche Prufung der
Verkehrsuntersuchung zur Ausrdumung
widerspriichlicher Aussagen erfolgte durch das
I.B.S. Ingenieurbiiro fir Siedlungswasserwirtschaft
und StralRenbau (31.01.2020). Die Ermittlungen
zum ruhenden Verkehr erfolgten unter Beachtung
der Annahmen von Daten fir die &uf3ere Stadt
(Srv2013) und mit Hinblick auf die bestehende
Qualitat der OPNV-Anbindung.

Generell gibt es im Land Berlin bis auf
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gegenuber dem Stand TOB § 4 (1) BauGB das
angestrebte Verhaltnis von 0,5 auf 0,8 Stellplatzen
pro Wohneinheit erhéht wurde.

Aufgrund der bestehenden OPNV Anbindung und der
anzustrebenden Starkung des Umweltverbundes
sollte die Kfz-Stellplatzzahl kritisch geprift werden.

Behindertenstellplatze keine Vorschriften fur die
Herstellung von PKW Stellplatzen, aulRer solchen
fiir behinderte Menschen Die Anderung des
angestrebten Versorgungsgrades mit Stellplatzen
gegeniiber dem Planungsstand TOB § 4(1)BauGB
erfolgte aufgrund der Konkretisierung des
stadtebaulichen Konzeptes und unter
Beriicksichtigung der besonderen Lage des zu
entwickelnden Wohnungsbaustandortes. Stellplatze
im angrenzenden StralRenraumes stehen nicht zur
Verfliigung. Mit dem B-Plan ist aus stadtebaulichen
Grinden die Festsetzung von Flachen zum
Ausschluss von Stellplatzen innerhalb des
Plangebietes zur Griingliederung des Gebietes
geplant.

12.4

SenUVK IV B

In der Verkehrsuntersuchung wird die
Leistungsfahigkeit und verkehrssichere Fihrung am
Knotenpunkt Chemnitzer Str./Am Niederfeld nicht
thematisiert. Aufgrund der Lage der vom
Kreisverkehrsplatz zur Chemnitzer Stral3e
durchgebundenen Wohngebietsstral3e im
Stauraumbereich des gesamten Knotens und des
Versatzes der Strale Am Niederfeld kann es zu
Falschfahrten und Konflikten mit Abbiegestrémen
kommen. Es ist ein Fiktiventwurf fiir einen LSA-
Knoten Chemnitzer Stralie/Am Niederfeld
vorzulegen, der die Zu- und Abfahrt Nr.4 als vierten
KP-Arm enthélt. Die notwendigen
Flachenausweisungen und die Leistungsfahigkeit
sind hierfur nachzuweisen.

Damit werden sowohl eine spéatere Signalisierung
des Knotens auch aus Verkehrssicherheitsgriinden
einschl. Fu3- und Radwegefiihrung sowie die
ausreichende Flachenvorhaltung durch den B-Plan
sichergestellt.

Im Rahmen des Verfahrens sind verkehrliche
Auswirkungen der geplanten Bebauung aufzuzeigen.
Aussagen zur Erschlieung des Vorhabens uber die

Dem Belang wird gefolgt.

Es wurde eine Ergéanzung der gutachterlichen
Aussagen zum Knotenpunkt Chemnitzer Stralle/Am
Niederfeld vorgenommen insbesondere zum
Nachweis der Leistungsfahigkeit und zu
verkehrlichen Auswirkungen der geplanten
Bebauung.

Darin ist konkret ein Entwurf zu benétigtem
Flachenbedarf unter Berucksichtigung der
Sicherung einer langfristigen
ErschlieBungssituation aufzuzeigen.

Zur Sicherung der Funktionsféhigkeit ist bereits die
Planung einer LSA im Rahmen der Umsetzung der
BaumaRnahmen im Plangebiet vor Realisierung der
InvestitionsmalRnahme der gesamten Chemnitzer
Stral3e erforderlich.

Die notwendigen Abstimmungen zur
ErschlieBungsplanung sind mit Sen UVK, IV und
dem bezirklichen Fachamt (SGA) in Vorbereitung
des ErschlieBungsvertrages zu fuhren.
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Chemnitzer Stral3e sowie die Verkehrsorganisation
der geplanten Einmindung auf Hohe des
Knotenpunktes Chemnitzer StralRe/Am Niederfeld
sind zu treffen.

12.5 SenUVK IV B Am Zufahrtsbereich des ndrdlichen Gewerbegebietes | Dem Belang wird gefolgt.
an der B1/5 zeigt der Schleppkurvennachweis, dass Es erfolgte die Weiterleitung der eingegangenen
die Tiefe der Stellplatzanlage einen Liefer-Lkw nicht Stellungnahme an den Vorhabentrager. Nach
aufnehmen kann und es zu Behinderungen auf der Uberarbeitung des Gutachtens wurde der
Fahrbahn kommen kann. Das wird verkehrlich nicht Schleppkurvennachweis unter Berlicksichtigung
akzeptiert und ist nachzubessern. geplanter Stellplatzflachen und nach Abstimmung

mit dem zustandigen Fachamt erbracht.

13 Senatsverwaltung fur Finanzen, ID Gegen die Planung wurden im Grundsatz keine Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Bedenken geéaulert. Die Grundstuckserwerbskosten sind Gegenstand
Folgender Hinweis der Haushaltsabteilung wurde der InvestitionsmalRnahme Chemnitzer Stral3e.
bzgl. des Erwerbs von Grundstiicken zur Sicherung Eine Berucksichtigung im stadtebaulichen Vertrag
von Verkehrsflachen erteilt: wird geprift.
.Die MaRnahme gilt erst als gesichert, wenn die
benétigten Mittel im Haushaltsplan aufgenommen
sind. Die Finanzierung ist durch den Bezirk
sicherzustellen.”

14 Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend | Es wurden grundsatzlich Bedenken gegen die Dem Belang wird gefolgt.

und Familie, ID

Planungen geédul3ert, solange eine bedarfsgerechte-
zeitlich und quantitativ-Versorgungsmaglichkeit mit
Schulplatzen in der entsprechenden
Grundschulplanungsregion nicht gesichert werden
kann.

Das Plangebiet ist derzeitig der
Grundschulplanungsregion Biesdorf (7) zugeordnet,
in der It. Monitoring-Verfahren 2018 von einem
Defizit von 1,2 Zugen bei Berilicksichtigung von Wofis
Standorten bis 1,7 Ziigen auszugehen ist.

Unter Berlicksichtigung verifizierter Wohneinheiten
wird i.R.Monitoring 2019 eine Defiziterhhung auf
2,5-3 Zuge prognostiziert.

Der Standort des Planungsgebietes ist als zu
entwickelnde Wohnbauflache mit daraus
resultierendem Bedarf an Grundschulplatzen im
Monitoring Verfahren beriicksichtigt.

In Vorbereitung des stadtebaulichen Vertrages wird
fur die Grundschulversorgung der
Bedarfsdeckungsnachweis fur das Plangebiet
durch das bezirkliche Schulamt zu fuhren sein.
Entsprechend Aussage des bezirklichen
Fachamtes soll die langfristige Versorgung des
Planungsgebietes mit Grundschulplatzen durch
kapazitatserweiternde Malnahmen am Standort
Achard Grundschule gewdhrleistet werden.
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Gem. B-Planbegriindung wird die Moglichkeit der
Deckung der Folgebedarfe durch die Zuordnung am
Standort Achard Grundschule dargelegt, der
Planungsregion Kaulsdorf, fiir die gem. Monitoring
2018 die Kapazitaten kurz und mittelfristig ebenfalls
nicht auskémmlich sind.

Bei einer Arrondierung der beiden defizitaren
Grundschulplanungsregionen sollte gewahrleistet
sein, dass die in der Achard-Grundschule
vorgesehene Errichtung eines MEB mit
anschlieBender Bestandserweiterung einschlieBlich
gedeckter und ungedeckter Sportanlagen eine
zeitgerechte Deckung dieses Vorhabens sowie die
unter Bericksichtigung der aus den umliegenden
zusatzlich nachfrageerhéhenden Maflinahmen
resultierenden Bedarfe zuldsst und der Schulbetrieb
ohne die derzeit organisierte
UberbriickungsmalRnahme durch Schulbusverkehr
gesichert werden kann.

Insgesamt ist durch diese Mal3hahme eine
Kapazitatserweiterung von 1,5 Ziigen vorgesehen.
Fur die Zuordnung des Plangebietes zur
Grundschulplanungsregion Kaulsdorf wére die
Anderung des
Einschulungsbereiches/Grundschulplanungsregion
durch den Bezirk erforderlich. Damit kdnnen in der
Schulplanungsregion Kaulsdorf die absehbaren
Bedarfe aus dem Vorhaben des Plangebietes
planerisch abgedeckt werden.

Die Sanierung der Achard GS ist eine
Investitionsmaflinahme des Bezirkes.

Die finanzielle Beteiligung durch den
Vorhabentréager in Hohe der Folgebedarfe ist im
Rahmen der Erarbeitung des stadtebaulichen
Vertrages zu prufen. Es ist geplant den
vorgesehenen Mustervertrag zum Berliner Modell
der kooperativen Baulandentwicklung anzuwenden.
Die darin vorgesehenen Fristen in Abhangigkeit von
der bezugsfertigen Herstellung von 50 Prozent der
im Vertragsgebiet geplanten WE (finf Jahre)
kommen zur Versorgung mit Grundschulplatzen zur
Anwendung.

Nach Aussage des Fachamtes wird die
Fertigstellung der Erweiterungsmaflinahme Achard
Grundschule nicht vor Juli 2025 in Aussicht gestellt.
Die langfristige Versorgungsmdglichkeit dieses
Vorhabens mit Grundschulpléatzen gilt jedoch in
Abstimmung mit der Fachabteilung als gesichert.
Dennoch kann zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht
davon ausgegangen werden, dass auf die
Organisation von UberbriickungsmaRnahmen
(Schulbusverkehr) fir einen kurzfristigen Zeitraum
verzichtet werden kann.

15.1

Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung
und Wohnen, Wohnungsbauleitstelle

Es wird das Planungsziel unterstiitzt. Auf die aktuelle
Leitlinie des Berliner Modells seit dem 1.11.2018 wird
hingewiesen.

Als Grundlage fiir die nachvollziehbare Ermittlung der
sozialen Folgebedarfe sind zur Geschossflache

Dem Belang wird gefolgt.
Es erfolgt die Richtigstellung der Begriindung.
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Wohnen im weiteren Verfahren Aussagen zu treffen.
Prufung und Nachweis der Deckung der durch das
Vorhaben ausgeldsten Bedarfe an Grundschul- und
Kitaplatzen auf vorgegebenen Formblattern sind
notwendig.

Dem Belang wird in Vorbereitung eines
stadtebaulichen Vertrages gefolgt.

15.2 SenStadtWohn WBL Die textliche Festsetzung Nr. 12 ist gem. Diesem Belang wird gefolgt.
Musterfestsetzung zu tberprufen. Es erfolgt die Anpassung an die Musterfestsetzung.
15.3 Da das Berliner Modell einen Vertragsabschluss vor Dieser Belang wird bericksichtigt.
offentlicher Auslegung des Bebauungsplanes
vorsieht, ist die Prifung des Entwurfes durch die
WBL gem. AV Unterrichtung Abschnitt Il Nr.5
Spiegelstrich 5 entsprechend durchzufiihren.
16 Senatsverwaltung fur Umwelt, Verkehr | Neben der erfolgten Prifung und Abwagung der Dem Belang wird gefolgt.
und Klimaschutz Errichtung von Larmschutzwanden als aktive Entsprechend Aussage des Fachamtes wird im
IC Larmminderungsmalnahme in der Begriindung Rahmen der InvestitionsmalRnahme Chemnitzer
wurde fur die Sanierung der Chemnitzer Stral3e und StralRe die Verwendung von larmmindernden
der StralRe Alt-Kaulsdorf die Verwendung larmarmer | Fahrbahnbeldgen angestrebt, sofern
Fahrbahnbeldge empfohlen. fachtechnische oder kostenmafige Grinde nicht
dagegen stehen. Die Festsetzung dieser
MaRnahme ist nicht Gegenstand des
Bebauungsplans.
16.1 Es sollten Uberlegungen zur Bewaltigung der Dem Belang wird gefolgt.

Larmeinwirkungen der Stral3e Alt-Kaulsdorf im
Bereich WA 1 erkennbar sein.

Empfohlen wurde die Festsetzung als Mischgebiet
gdf. In Verbindung mit einer zeilenartigen Baustruktur
bzw. Ergdnzung der Begriindung.

Die bereits vorhandenen Gebaude im WA1
verzeichnen entsprechend gutachterlicher
Aussagen bereits im heutigen Zustand
Uberschreitungen der Orientierungswerte am Tage
und in der Nacht.

Die geplanten Festsetzungen Nr.5 und Nr.6 treffen
Regelungen zum baulichen Schallschutz. Damit
wird sichergestellt, dass unzumutbare
Beeintrachtigungen der Wohnnutzung
ausgeschlossen werden kénnen.

Die Festsetzung der Flache WA 1 als Ml soll
aufgrund der bestehenden Grundstiickssituation
nicht gefolgt werden. Sowohl die Grundstlicksgroé3e
als auch die Erschlie3ungssituation lassen die
Unterbringung von mischgebietstypischen
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Strukturen nicht zu. Die geplanten Festsetzungen
im Bebauungsplan fiir die Flache des allgemeinen
Wohngebietes WA 1 erfolgen unter
Berlcksichtigung des tUibergeordneten Griinzuges
entlang der Wuhle und sichern somit die
bestehende stadtebauliche Struktur der offenen
Bauweise.

16.2

An der Chemnitzer Stral3e wird der Mittelungspegel
von 65 dB(A) uberschritten. Es wird angeregt die
Musterfestsetzung zu baulich verbundenen
AuRenwohnbereichen zu prufen.

Dem Belang wird gefolgt.

Zum Schutz vor Verkehrslarm sind entlang der
Chemnitzer Stral3e und der StraRe Alt Kaulsdorf mit
Gebéauden baulich verbundene
AuRenwohnbereiche (z.B. Loggien, Balkone,
Terrassen) von Wohnungen, die nicht mit
mindestens einem baulich verbundenen
AuBenwohnbereich zur larmabgewandten Seite
ausgerichtet sind, nur als verglaste Vorbauten oder
verglaste Loggien zulassig.

Bei Wohnungen mit mehreren baulich verbundenen
AuRRenwohnbereichen, die nur zu den oben
genannten Stral3en orientiert sind, ist mindestens
ein baulich verbundener AuRenwohnbereich als
verglaster Vorbau oder verglaste Loggia zu
errichten Rechtsgrundlage 8 9 Abs.1 Nr.24 BauGB.

16.3

MaRnahmen zur Vermeidung zusatzlichen
motorisierten Individualverkehrs sind im
Bebauungsplan nicht erkennbar. Dies sollte erganzt
werden. Hierzu enthélt der Entwurf zur
Fortschreibung des Larmaktionsplanes den Beitrag:
»Zuklnftige Mobilitat in neuen Stadtquartieren®.

Dem Belang wird gefolgt.

Es erfolgt die Erganzung der Begriindung. Die
Festsetzungen des Bebauungsplanes
bertcksichtigen die Moglichkeit der Umsetzung von
MaRnahmen zur Vermeidung zusatzlicher
Verkehrswege innerhalb des Quartiers im Sinne der
Ziele des Beitrag: ,Zuklnftige Mobilitat in neuen
Stadtquartieren” des Entwurfs zur Fortschreibung
des Larmaktionsplanes. Als MalRhahme ist nach
derzeitigem Planungsstand bei Umsetzung des
Bebauungskonzeptes die Konzentration der
Stellplatze in Tiefgaragen vom Projektentwickler
vorgesehen. Zusatzlich werden mit dem
Bebauungsplan Bereiche festgesetzt, die eine
Errichtung von Stellplatzen ausschlieRen. Damit
wird die Aufenthaltsqualitét innerhalb des
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Wohnstandortes gestarkt. Die dem stadtebaulichen
Konzept zugrunde liegende Anordnung von
WohngebietsstraRen dient der inneren
VerkehrserschlieRung und gestaltet sich fiir eine
Durchfahrung des Quartiers durch gebietsfremde
Verkehre nicht attraktiv. Da viele Mal3hahmen zur
Beeinflussung der Mobilitat in neuen Quartieren mit
Festsetzungen des Bebauungsplanes schwer zu
realisieren sind, wird im weiteren Verfahren geprift,
inwieweit hierzu Vereinbarungen im Rahmen des
stadtebaulichen Vertrages getroffen werden
kénnen.

17

Senatsverwaltung fiir Umwelt, Verkehr
und Klimaschutz, 1l D

Auf der Grundlage des vorliegenden
Entwasserungskonzeptes ist der Nachweis der
Mdglichkeit der Beseitigung des
Niederschlagswassers erbracht.

Sofern die wesentlichen Kerninhalte des
Entwésserungskonzeptes im B-Plan festgesetzt
und/oder Gegenstand in einem stadtebaulichen
Vertrag werden, gilt die Entwésserung als gesichert.
Anregungen:

e Es sollte die
Wasserschutzgebietsverordnung als
Fundstelle bei dem Verweis auf das
Wasserschutzgebiet in der Begriindung
benannt werden.

e Punkt 2.1.5 der Begriindung

Der § 46 Abs. 2 WHG benennt die Voraussetzungen
die erflllt sein missen, damit das Einleiten von
Niederschlagswasser in das Grundwasser durch
schadlose Versickerung keiner wasserrechtlichen
Erlaubnis bedarf. Diese Tatsache wére insoweit in
der Begriindung zu berichtigen oder der
entsprechende Absatz zu streichen. Dariiber hinaus
ist eine Rechtsverordnung des Bundes entsprechend
8 46 Abs. 2 WHG nicht erlassen.

Fur das Land Berlin gilt gemaf § 46 Abs. 3 WHG die
entsprechende Verordnung Uber die Erlaubnisfreiheit
fur das schadlose Versickern von

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.

Es erfolgt die Ubernahme von Inhalten des
Entwéasserungskonzeptes in den stéadtebaulichen
Vertrag.

Die empfohlene Formulierung wird tilbernommen.
Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der
Schutzzone Ill A des Wasserschutzgebietes fur die
Wasserwerke Wuhlheide und Kaulsdorf
(Wasserschutzgebietsverordnung
Wuhlheide/Kaulsdorf vom 11.10.1999 (GVBI. S.
567)).
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Niederschlagswasser
(Niederschlagswasserfreistellungsverordnung -
NWFreiV) vom 24. August 2001, zuletzt ge&ndert
durch Verordnung vom 28.04.2016 (GVBI. S. 248).
Die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung ist
jedoch innerhalb der weiteren Schutzzone Il A des
Wasserschutzgebietes fur die Wasserwerke
Wuhlheide und Kaulsdorf nicht anwendbar
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Textliche Festsetzungen

1.1m Mischgebiet durfen bauliche Anlagen eine H6he von 57,0 m Uber NHN
nicht Gberschreiten. Dies gilt nicht fir technische Aufbauten wie Schorn-
steine, Liftungsanlagen und Solaranlagen.

2.1m allgemeinen Wohngebiet WA 2 in den Flachen A 1 bis A 5 ist die Er-
richtung von Staffelgeschossen im Sinne des § 2 Abs. 11 der Bauord-
nung far Berlin unzulassig.

3. Fur die allgemeinen Wohngebiete WA 1, WA 3 und WA 2 in den Uberbau-
baren Grundsticksflachen A 1 und A 2 wird eine von der offenen Bau-
weise abweichende Bauweise festgesetzt. Zulassig sind Baukdérper mit
einer maximalen Lange von 26,0 m.

4.In den allgemeinen Wohngebieten sind auf den nicht Uberbaubaren
Grundsticksflachen mit der Bezeichnung b Stellpldtze, Garagen und Tief-
garagen unzulassig. Dies gilt nicht fir Zufahrten.

5. Zum Schutz vor Verkehrslarm missen in Gebauden entlang der StralBe
Alt-Kaulsdorf und Chemnitzer StraBe mindestens ein Aufenthaltsraum
von Wohnungen, bei Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthalts-
rdumen missen mindestens zwei Aufenthaltsraume zur  I&rmabgewand-
ten Seite ausgerichtet sein. Hiervon ausgenommen sind Wohnungen, bei
denen mindestens zwei AuBenwande nicht zu einer larmabgewandten
Seite ausgerichtet  sind. In Wohnungen, bei denen mindestens zwei
AuBenwande nicht zu einer larmabgewandten Seite ausgerichtet sind,
mussen in mindestens einem Aufenthaltsraum, bei Wohnungen mit mehr
als zwei Aufenthaltsrdumen missen mindestens zwei Aufenthaltsrdume
durch besondere Fensterkonstruktionen unter Wahrung einer ausreichen-
den BelUftung oder durch andere MaBnahmen gleicher Wirkung Schall-
pegeldifferenzen erreicht werden, die gewahrleisten, dass ein Beurtei-
lungspegel von 30 dB(A) wahrend der Nachtzeit in dem Raum oder den
Raumen bei mindestens einem teilgedffneten Fenster nicht tberschritten
wird.

6.Zum Schutz vor Verkehrslarm miissen bei Errichtung, Anderung oder
Nutzungsénderung von baulichen Anlagen entlang der StraBe Alt-
Kaulsdorf und Chemnitzer StraBBe die AuBenbauteile resultierende bewer-
tete Schalldamm-MaBe (erf.R"y es) aufweisen, die gewahrleisten,  dass
ein Beurteilungspegel von

- 35 dB(A ) tags und 30 dB(A) nachts in Aufenthaltsrdumen von
Wohnungen, in Bettenraumen in Krankenstationen, Alten- und
Pflegeheimen sowie Sanatorien und in Ubernachtungsrdumen von
Beherbergungsstatten,

- 35 dB(A) tags in Unterrichtsraumen und ahnlichen Raumen,
- 40 dB(A) tags in Blroraumen und ahnlichen Raumen
nicht Gberschritten wird.

Die Bestimmung der erf.R’y, s erfolgt fir jeden Aufenthaltsraum geman
der Anlage der Verkehrswege- SchallschutzmaBnahmenverordnung vom
24. Februar 1997 (24.BImSchV). Fir den Korrektursummanden D ist ab-
weichend von Tabelle 1 der Anlage 24.BImSchV fiir Rdume der Zeilen 2,3
und 4 jeweils ein um 5 dB geringerer Wert einzusetzen. Der Beurteilungs-
pegel auBen fir den Tag L, und fiir die Nacht Ly sind fir StraBen geman
§ 3 und fur Schienenwege geman § 4 der Verkehrslarmschutzverordnung
vom 12. Juni 1990 in der Fassung vom 18.Dezember 2014 (16. Blm-
SchV) zu berechnen.

7.In den Dauerkleingérten dirfen nur eingeschossige Lauben errichtet wer-
den, die nicht Wohnzwecken dienen und deren Grundflache einschlieB3-
lich Nebenanlagen -wie Kleintierstall, Abort, geschlossene Veranda, Gera-
teraum und UOberdachter Freisitz- 24 m? nicht Gberschreitet. Ein einge-
schossiges Vereinshaus, das mit der Zweckbestimmung in Einklang steht,
kann zugelassen werden.

8.Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 ist pro 500 m? Grundstiicksflache min-
destens ein  hochstdmmiger heimischer Laub- oder Obstbaum zu pflan-
zen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Baume sind vorhan-
dene hochstdmmige Laub- und Obstbdume einzurechnen. Die Baume
sind zu erhalten.

9.Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 ist die Flache P1 mit Bindungen zum
Anpflanzen zu 50% mit Arten der Pflanzliste 1 in der Weise zu bepflan-
zen, dass eine die private Grinflache begleitende Heckenpflanzung ent-
steht. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflan-
zen.

10. Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 ist die Flache P2 mit Bindungen zum
Anpflanzen mit mindestens 7 hochstdmmigen heimischen Baumen in der
Weise zu bepflanzen, dass der Eindruck einer ringférmigen Baumreihe
entsteht. Die Baume sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

11. Innerhalb des Planungsgebietes sind ebenerdige Stellplatzflachen durch
Flachen, die zu bepflanzen sind, zu gliedern. Je vier Stellplatze ist ein
standortgerechter Laubbaum mit einem Mindeststammumfang von 18 cm
zu pflanzen. Dabei sind mindestens 4,5 m? gro3e Baumscheiben herzu-
stellen, deren Breite 2,0 m nicht unterschreiten darf.

12. In den Baugebieten durfen nur Wohngeb&ude errichtet werden, bei denen
ein Anteil von mindestens 30% der errichteten Wohnungen mit Mitteln der
sozialen Wohnraumférderung geférdert werden kénnten. Ausnahmsweise
kénnen Wohngebaude ohne férderungsfahige Wohnungen zugelassen
werden, wenn der nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem ande-
ren Gebaude im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans erbracht wird.

13. Die Einteilung der StraBenverkehrsflachen ist nicht Gegenstand der Fest-
setzung.

14. Die Flachen G1 und G 2 sind in einer Breite von mindestens 5,5 m mit ei-
nem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Benutzer, Besu-
cher und Unternehmenstrager der allgemeinen Wohngebiete WA 1 und
WA 2 zu belasten.

15. In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis WA 3 sind Einzelhandelsbe-
triebe mit nahversorgungsrelevanten und nicht-zentrenrelevanten Kern-
sortimenten allgemein zulassig. Diese Sortimente sind der ,Liste der zen-
trenrelevanten und nicht-zentrenrelevanten Sortimente” im Anhang | der
AV Einzelhandel gemaB Bekanntmachung im Amtsblatt fir Berlin Nr. 29
vom 11. Juli 2014 zu entnehmen. Zu den nahversorgungsrelevanten Sor-
timenten zahlen nur die unter Nr. 1.1 genannten ,Zentrenrelevanten Sor-
timente fUr die Nahversorgung. Sonstige zentrenrelevante Sortimente sind
nur als Randsortimente auf maximal 10 Prozent der Verkaufsflache zulas-

sig.

Ausnahmsweise kénnen in den allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis
WA 3 Verkaufsflachen mit zentrenrelevanten Sortimenten flr den Verkauf
an letzte Verbraucher zugelassen werden, die einem Produktions-, Verar-
beitungs- oder Reparaturbetrieb funktional zugeordnet und ihm gegen-
Uber in Grundflache und Baumasse deutlich untergeordnet sind, um aus-
schlieBlich dort hergestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter ver-
arbeitete Produkte zu verauBBern.

16. In dem Mischgebiet sind Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrele-
vanten und nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten allgemein zulassig.
Diese Sortimente sind der ,Liste der zentrenrelevanten und nicht-
zentrenrelevanten Sortimente* im Anhang | der AV Einzelhandel geman
Bekanntmachung im Amtsblatt fir Berlin Nr. 29 vom 11. Juli 2014 zu ent-
nehmen. Zu den nahversorgungsrelevanten Sortimenten z&hlen nur die
unter Nr. 1.1 genannten ,Zentrenrelevanten Sortimente fir die Nahver-
sorgung. Sonstige zentrenrelevante Sortimente sind nur als Randsorti-
mente auf maximal 10 Prozent der Verkaufsflache zulassig.

Ausnahmsweise kénnen in dem Mischgebiet Verkaufsflachen mit zentren-
relevanten Sortimenten fir den Verkauf an letzte Verbraucher zugelassen
werden, die einem Produktions-, Verarbeitungs- oder Reparaturbetrieb
funktional zugeordnet und ihm gegeniber in Grundflache und Baumasse
deutlich untergeordnet sind, um ausschlie3lich dort hergestellte oder wei-
ter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu verguBBern.

17. Im Mischgebiet ist eine Erweiterung, Anderung, Nutzungsanderung und
Erneuerung des bestehenden Einzelhandelsbetriebes Alt-Kaulsdorf Nr. 4
mit dem Kernsortiment Zoologischer Bedarf und lebende Tiere unter Bei-
behaltung des Kernsortimentes allgemein zulassig.

18. Die zulassige Grundflache darf durch die Grundflachen von Tiefgaragen und
Stellplatzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 der
Baunutzungsverordnung und baulichen Anlagen unterhalb der
Gelandeoberflache, durch die das Baugrundstick lediglich unterbaut wird, im
allgemeinen Wohngebiet WA 2 bis zu einer Grundflachenzahl von 0,6 und im
Mischgebiet bis zu einer Grundflachenzahl von 0,9 Uberschritten werden.

Pflanzenliste 1 Straucher / Hecken

Deutscher Name

Gewohnliche Berberitze
Buchsbaum

Hainbuche

Hartriegel, Kornelkirsche

Roter Hartriegel

Gewohnliche Hasel, Haselnuss
Zweigriffliger WeiBdorn
Eingriffliger Wei3dorn
Besenginster

Botanischer Name
Berberis vulgaris
Buxus sempervirens
Carpinus betulus
Cornus mas

Cornus sanguinea
Corylus avellana
Crataegus laevigata
Crataegus monogyna
Cytisus scoparius

Daphne mezereum Seidelbast
Euonymus europaea Pfaffenhitchen
Fagus sylvatica Rot-Buche

Genista tinctoria Farber-Ginster
Hippophae rhamnoides Sanddorn

llex aquifolium Stechpalme
Ligustum vulgare Liguster

Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche
Philadelphus coronarius Pfeifenstrauch
Prunus spinosa Schlehe

Echter Kreuzdorn
Gewohnlicher Faulbaum

Rhamnus catharticus
Rhamnus frangula

festgesetzt 12.05.2006

Ribes nigrum Schwarze Johannisbeere
Ribes rubrum Rote Johannisbeere
Rosa canina Hundsrose

Rosa corymbifera Hecken-Rose

Rosa rubiginosa Wein-Rose

Rubus fruticosus Brombeere

Rubus idaeus Himbeere

Salix caprea Sal-Weide

Salix cinerea Grau-Weide

Salix pentandra Lorbeer-Weide
Salix purpurea Purpur-Weide

Salix rubens Hohe Weide

Salix triandra Mandel-Weide

Salix viminalis Korb-Weide

Sambucus nigra
Taxus baccata
Viburnum lantana
Viburnum opulus

Schwarzer Holunder
Gemeine Eibe
Wolliger Schneeball
Gemeiner Schneeball

ENTWURFE

Noch nicht rechtsverbindlich !

Stand vom September 2019

19. Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sowie im Mischgebiet M| sind mindestens

75 vom Hundert der Dachflachen zu begriinen. Dabei sind Dachflachen von
Garagen sowie von Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsver-
ordnung nicht mitzurechnen. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus
muss mindestens 15 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und
bei Abgang nachzupflanzen.

Mafstab 1 : 1 000

0 5 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 m
| |
L

20. Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind Tiefgaragen und Tiefgeschosse unzulassig.

Planunterlage ist teilweise durch Digitalisierung analoger Karten entstanden. In
Bezug auf Katastergrenzen sind Abweichungen zur Ortlichkeit deshalb nicht aus-
zuschlieBen. Es kénnen aus dieser Darstellung keine rechtlichen Anspriiche auf
den Katastergrenzlauf abgeleitet werden. Notfalls ist der genaue Grenzverlauf
durch eine értliche Grenzherstellung festzustellen.

Planunterlage: Karte von Berlin 1:1000
Stand:
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fir das Gelande zwischen Alt- Biesdorf,
Alt-Kaulsdorf, Chemnitzer Stral3e,
Mosbacher Stra3e und Wuhle

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf
Ortsteile Biesdorf und Kaulsdorf

Zeichenerkldrung
Festsetzungen
Art und MaR der baulichen Nutzung, Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Hohe baulicher Anlagen
Kleinsiedlungsgebiet (§ 2 BauNvO) Cws ] Grundflachenzahl zB. 04
Reines Wohngebiet (§ 3 BauNvO) Grundflache 2B. GR 100m*
Aligemeines Wohngebiet (§ 4 BauNvO) Zahl der Vollgeschosse
Besonderes Wohngebiet (§ 4a BauNvO) als Héchstmal® zB. 1x
Dorfgebiet (§ 5 BauNVO) als Mindest- und HéchstmaR 2B. -V
Mischgebiet (§ 6 BauNvO) Cw ] zwingend 2B. )
Kerngebiet (§7 BauNvO) [ MK ] offene Bauweise o
Gewerbegebiet (§ 8 BauNVvO) El Nur Einzelhauser zulassig @
Industriegebiet (§ 9 BauNVO) |I| Nur Doppelhauser zulassig @
Sondergebiet (Erholung) (§ 10 BauNVO) Nur Hausgruppen zuléassig ﬂ
2B. Nur Einzel- und Doppelhiuser zulassig Eb
Sonstiges Sondergebiet (§ 11 BauNvO) geschlossene / abweichende Bauweise gl/a
28B. Baulinie (§ 23 Abs.2 Satz 1 BauNVO)
Beschrénkung der Zahl der Baugrenze (§ 23 Abs.3 Satz 1 BauNVO)
Wohnungen  (§ 9 Abs.1 Nr.6 BauGB) z.B. m‘z Linie zur Abgrenzung d. Umfanges von Abweichungen
Geschossflachenzahl (§ 23 Abs.3 Satz 3 BauNVO)
als Hochstman zB. Hohe baulicher Anlagen Uber einem Bezugspunkt
als Mindest- und Héchstmaly z.B. bis als Héchstmal
Geschossflache Traufhéhe z.B. TH 12,4 m iiber Gehweg
als Hochstmaf z.B. GF 500 m? Firsthhe z.B. FH 535 m iiber NHN
als Mindest- und Héchstmafy z.B. GF 400 m? bis 500 m? Oberkante z.B. OK' 1245 m iiber NHN
Baumassenzahl als Mindest- und Héchstmaf z.B. OK' 116,0 m bis 124,5 m iiber NHN
Baumasse BM 4000 m* zwingend zB. 124,5 m iiber NHN
Flachen fir den Gemeinbedarf [ Flachen fiir Sport- und Spielanlagen E

zB. JUGENDFREIZEITHEIM

Verkehrsflachen
StraRenverkehrsflache |:| StraRenbegrenzungslinie
Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung |:| Bereich ohne Einfahrt Straftenseite
2B. Offentliche Parkflache P Bereich ohne Ausfahrt Strafenseite

z.B. FUSSGANGERBEREICH

Private Verkehrsflache |:|
Flachen fir Versorgungsanlagen,
fur die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung
sowie fiir Ablagerungen
28,

2B. Gasdruckregler [G] 2.B. Trafostation

oberirdische Hauptversorgungsleitungen
Hochspannungsleitung

Anpflanzungen, Bindungen flr Bepflanzungen, Schutz

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen, e
Stréuchern und sonstigen Bepflanzungen

Anpflanzen von
Baumen ©) Strauchern [e@n)
sonstigen Bepflanzungen [

Umgrenzung von Flachen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Eﬂ

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Offentliche und private Griinflachen

StraRenseite

[

zB. OFFENTLICHE PARKANLAGE

z8.  [PRIVATE DAUERKLEINGARTEN]

Flache fiir die Landwirtschaft
Flache fur Wald
Wasserflache

und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
Umgrenzung von Flachen mit Bindungen fiir Bepflanzungen

und fiir die Erhaltung
Erhaltung von

Baumen [O)

sonstigen Bepflanzungen =
Umgrenzung von Flachen fiir Zuordnungen nach §9

Abs. 1a Baugesetzbuch
(Kombination mit anderen Planzeichen méglich)

Strauchern

Sonstige Festsetzungen

Umgrenzung von Flachen fiir besondere Anlagen und

Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes- E:x]
immissionsschutzgesetzes
Umgrenzung der von der Bebauung freizuhaltenden Flachen m
Besonderer Nutzungszweck von Flachen zB. HOTEL

Sichtflache

mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu
belastende Flache

Umgrenzung der Flachen fir

Stellplatze s ]
Garagen mit Angabe der Geschosse
Gemeinschaftsstellplatze [Cest ]

Gemeinschaftsgaragen mit Angabe der Geschosse
Naturschutzgebiet
Landschaftsschutzgebiet
Naturdenkmal

Geschlitzter Landschaftsbestandteil

Einzelanlage, die dem Denkmalschutz unterliegt

Gesamtanlage (Ensemble), die dem
Denkmalschutz unterliegt

Umgrenzung der Gebiete, in denen zum Schutz vor schadlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
immissionsschutzgesetzes bestimmte luftverunreinigende
Stoffe nicht oder nur beschrankt verwendet werden diirfen

Arkade
Hohenlage bei Festsetzungen (in Meter (iber NHN) z.B.

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Umgrenzung der Flachen fir
Garagengebaude mit Dachstellplatzen mit Angabe der Geschosse
Tiefgaragen mit Angabe der Geschosse

Gemeinschaftstiefgaragen mit Angabe der Geschosse
Gemeinschaftsanlagen

Ubernahmen

Wasserflache

Wasserschutzgebiet (Grundwassergewinnung)

Umgrenzung der Flachen fir den Luftverkehr

Umgrenzung der Flachen, deren Béden erheblich
mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind

Bahnanlage
auch

StraRenbahn

Eintragungen als Vorschlag

Erhaltungsbereich

Gebaude

Stellplatz st ]
Garage zB.
Tiefgarage 2B | _TGa1 !
Kinderspielplatz |I|

HochstralRe
Tiefstralle
Briicke

Industriebahn (in Aussicht genommen)
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XXXX

Die vorstehende Zeichenerklarung enthélt gebrauchliche Planzeichen, auch soweit sie in diesem Bebauungsplan nicht verwendet werden.
Zugrunde gelegt sind die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) und die Planzeichen-
verordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBI. I S. 1057).

Planunterlage

Wohn- oder &ffentliches Gebaude

7
mit Geschosszahl und Durchfahrt m

Wirtschafts- oder Industriegebaude
oder Garage ME
Parkhaus m
Unterirdisches Bauwerk
(Z.B. T\efgarage) mit Geschosszahl lTPI Tj
Briicke D
N
Gewasser zB __Teich
Gelandehohe, Strallenhohe in Meter iber NHN «35.4
Laubbaum, Nadelbaum &, %
- 0 A
Naturdenkmal (Laub-, Nadelbaum) Uno Lo
Schornstein o, 0O
Zaun, Hecke M, 0 _a
Hochspannungsmast ?’

Landesgrenze (Bundesland)

Bezirksgrenze

Ortsteilgrenze

Gemarkungsgrenze

Flurgrenze

Flurstiickgrenze

Flurstiicksnummer, Flurnummer zB. 60
Grundstlicksnummer zB
Mauer, Stiitzmauer

Bordkante

Baulinie, Baugrenze

Strallenbegrenzungslinie
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Aufgestellt: Berlin, den
Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

Abt. Stadtentwicklung, Gesundheit, Personal und Finanzen
Stadtentwicklungsamt

Fachbereichsleiter Vermessung

Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom

Die Bezirksverordnetenversammlung hat den Bebauungsplan am

Bezirksbirgermeisterin und Leiterin der Abteilung

bis einschlieRlich
beschlossen.

Quercus robur Stieleiche

Salix alba Silber-Weide

Salix fragilis Bruch-Weide

Sorbus aucuparia Eberesche

Sorbus intermedia Schwedische Mehlbeere
Tilia cordata Winter-Linde

Tilia platyphyllos Sommer-Linde

Hochstdmme folgender Obstsorten (14-16 cm Stammumfang)

Juglans regia Walnuss

Malus sylvestris Apfel

Prunus avium SuBkirsche

Prunus cerasus Weichsel-, Sauer-Kirsche
Prunus domestica Pflaume

Pyrus communis Birne

Berlin, den
Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

Abt. Stadtentwicklung, Gesundheit, Personal und Finanzen
Stadtentwicklungsamt

Amtsleiter

Der Bebauungsplan ist auf Grund des § 10 Abs.1 des Baugesetzbuchs in Verbindung mit § 6 Abs. 3 Satz 1
des Gesetzes zur Ausfiihrung des Baugesetzbuchs durch Verordnung vom heutigen Tage festgesetzt worden.

Berlin, den
Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

Bezirkshiirgermeisterin und Leiterin der Abteilung Stadtentwicklung, Gesundheit, Personal und Finanzen

Fachbereichsleiterin Stadtplanung

offentlich ausgelegt.

Die Verordnung ist am im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir Berlin auf S. verkindet worden.




	vzb0924a#V - B-Plan 10-86 - Auswertung TÖB
	Vorlage zur Kenntnisnahme

	vzb0924b#V - Anl 1 - B-Plan 10-86 - Begründung
	vzb0924c#V - Anl 2 - B-Plan 10-86 - Plan

